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AusdemMekkadesBibers
ertöntein leisesMurren
15 Prozent der Schweizer Biberpopulation hat sich im
Thurgau niedergelassen − braucht es eine Regulierung?

Christian Kamm

Einerseits wird er mit Kompli-
menten überhäuft. Im Bereich
Biodiversität sei der Biber ein
Alleskönner, verteilt etwa FDP-
Kantonsrat und Gärtner Viktor
Gschwend (Neukirch-Egnach)
Blumen. Bei GLP-Kantonsrat
Stefan Leuthold (Frauenfeld)
tönt es dann schon etwas ambi-
valenter, der den Biber als
«eigenartiges und einzigartiges
Wesen» charakterisiert. Leut-
hold erinnert im Rahmen der
Debatte über dasThurgauerBi-
bermanagement an die Erhö-
hungdesBestandes unddie an-
gerichteten Schäden, «weil das
Tier keine natürlichen Feinde
hat».Das führt imFortgangder
Diskussion unweigerlich zur
Frage, die in diesem Zusam-
menhang einfach kommen
muss − jene nach der Notwen-
digkeit einerRegulierungderBi-
berpopulation.

Allerdings wird auch dieser
Aspekt vor dem Hintergrund
diskutiert, dass sichdasNeben-

einander zwischenMenschund
Biber im Thurgau gut einge-
spielt habe.DerBiber sei einGe-
winn für die Artenvielfalt im
Thurgau, sagt etwa EDU-Kan-
tonsrat Iwan Wüst (Tuttwil).
Aber auch er fragt: «Ist es sinn-
voll, die Biberpopulationweiter
anwachsenzu lassen?»Einekla-
reAntwort gibt es indiesemwie
in allen anderen Fällen nicht,
sondern lediglich die Feststel-
lung: «Augenmass ist ange-
bracht.» Bei SVP-Kantonsrat
und Landwirt Daniel Vetterli
(Rheinklingen) tönt es ähnlich:
Wenn die Zunahme der Biber-
population soweitergehe,«wird
man irgendwann Grenzen set-
zenunddenBestand regulieren
müssen».

Rundum begrüsst wird im
Grossen Rat, dass der Kanton
angekündigt hat, das zehn Jahre
alte Biberkonzept im laufenden
Jahr zu überarbeiten. «Die
Arbeitsgruppe Biber wird uns
dabei begleiten», versprichtRe-
gierungsrätin Cornelia Kom-
posch.

DasWunder istausgeblieben
DasKantonsparlament beschliesst amMittwoch keine Strafbestimmung für wildes Biken imWald.

Hans Suter

«Mit Busse wird bestraft, wer
vorsätzlich abseits von Wald-
strassenoderbefestigtenWald-
wegen reitet oder fährt.» Das
will der Bischofszeller Mitte-
KantonsratFranzEugster alsPa-
ragraf 37 imThurgauerWaldge-
setz festschreiben. Übertretun-
gen sollen nach seinem Willen
im Ordnungsbussenverfahren
geahndet werden – mit Bussen
zwischen 50 und 300 Franken,
die vomRegierungsrat festzule-
genwären.Diegeforderte Straf-
normist insbesonderegegenun-
einsichtige Mountainbiker ge-
richtet.

Es ist Eugsters zweiter Ver-
such. Vor vier Wochen bei der
erstenLesungzurÄnderungdes
Waldgesetzes wollte er noch
weiter gehen: Paragraf 37 hätte
esRevierförsterinnenund -förs-
ternkünftig erlaubt,Bussenaus-
zustellen.Das stiess imGrossen
Rat auf einigenWiderstand.

Letztlich wurde der ganze
Paragraf 37 gestrichen, bei
69 Nein zu 56 Ja aber recht
knapp. Im zweiten Anlauf be-
liess Eugster die Ordnungsbus-
sen-Kompetenzdeshalb bei der
Polizei.

DasAhnden
ermöglichen
Paragraf 14 des bestehenden
Waldgesetzes verbietet dasFah-
ren abseits von Waldstrassen
und befestigten Waldwegen zu
nichtforstlichenZweckeneben-
sowie das Reiten. Eugster kriti-
siert amMittwoch bei der zwei-
ten Lesung, dass nach wie vor
eine Strafbestimmung fehle.
«Mit meinem Antrag will ich
nicht einneuesVerbot schaffen,
sondern nur die Möglichkeit,

dassVerstössegegenParagraf 14
mit einer Busse geahndet wer-
den können», betont Eugster,
derVorstandsmitgliedvonWald
Thurgau ist.

Unterstützung erhält er von
denFraktionenderGrünenund
der SP, von beiden einstimmig.
Ebenfalls einstimmig, aber da-
gegensinddieFDPunddieGLP.
Die SVP stemmt sich ebenfalls
stark gegenEugstersAntrag; al-
lerdings setzen sich einige SVP-
Kantonsratsmitgliedernichtwe-
niger pointiert für Eugsters An-
trag ein.

In zwei Punktenherrscht im
Grossen Rat dennoch weitge-
hend Einigkeit: Der Kanton

Thurgaubraucht einMountain-
bike-Konzept und eine Straf-
norm zur Sanktionierung bei
Verstössen.

Mountainbike-Konzept
rückt indenVordergrund
«Wir werden die Arbeiten am
Bikekonzept fortsetzen.Eswird
Kompromisse brauchen», sagt
der zuständige Regierungsrat
Dominik Diezi. Seines Erach-
tensmüssenattraktiveTrails ge-
schaffenwerden.Ausserhalbbe-
festigterWege bleibe das Biken
aber tabu. «Da werden wir uns
umdenVollzug kümmernmüs-
sen, Regeln müssen durchge-
setzt werden.»

AmEndebleibt allesbeimAlten:
Mit 58 Ja zu 64 Nein bei zwei
EnthaltungenwirdEugstersAn-
tragknappabgelehnt,womitPa-
ragraf 37 nicht Einzug hält im
Waldgesetz.

«Ich bin enttäuscht», sagt
FranzEugster.Nungelte es, sich
auf dasBikekonzept zu konzen-
trieren. «Ich erwarte von den
Mountainbikern nun eine
Charmeoffensive: Sie sind es,
die etwas von den Waldbesit-
zernwollen.» SeinemZiel sieht
sich Eugster dennoch etwas nä-
her gekommen:BeiderErarbei-
tung eineswirksamenBikekon-
zeptsmüsstenauchStrafbestim-
mungen erörtert werden.

Kantonsrat Franz Eugster, Mitte, Bischofszell. Bild: Andrea Tina Stalder

Kommentar

Umweg über
das Konzept
WerGesetze erlässt,muss für
deren Einhaltung sorgen und
Zuwiderhandlungen angemes-
sen sanktionieren. Sonst
verkehrt sich die angestrebte
Wirkung insGegenteil und
schadet demRechtsstaat.

BeimWaldgesetz tut sich der
Grosse Rat schwermit dieser
Wechselwirkung. Das be-
stehendeGesetz verbietet
zwar das Fahren undReiten
abseits befestigter Strassen
undWege imWald. Strafbe-
stimmungen gibt es aber keine
dazu. Daswollen die einen im
GrossenRat sofort ändern, die
anderen erst nach derÜber-
arbeitung aller betreffenden
Gesetzesartikel.

Nach zwei Lesungen ist ent-
schieden: Zuerst wird das
Mountainbike-Konzept er-
arbeitet und erst danach folgen
die Strafbestimmungen. Aller-
dings gehören diese nicht in
ein Konzept, sondern in ein
Gesetz – und das ist letztlich
wieder dasWaldgesetz.

Hans Suter
hans.suter@chmedia.ch

NichtsmitSteuernsparen
DerGrosse Rat lehntmit 69Nein zu 46 Ja einen steuerlichenAbzug
für Eltern ab, die ihre Kinder selbst betreuen.

Christian Kamm

Für die Befürworter ist es eine
Frage der Gerechtigkeit, weil
auch imKanton Thurgau schon
längerdieKosten fürdieFremd-
betreuung des Nachwuchses
vondenSteuernabgezogenwer-
denkönnen.Umgekehrtwarnen
an diesemMittwochmorgen im
Grossen Rat die Gegnerinnen
und Gegner davor, die Eigen-
und die Fremdbetreuung von
Kindern gegeneinander auszu-
spielen. Finanzdirektor Urs
Martin beschwört vor allemdas
grosseLoch, das ein solcherAb-
zug indieKassevonGemeinden
undKanton reissenwürde.

«Zeichender
Wertschätzung»
Mitte-KantonsratGabrielWalz-
thöny (Sirnach),Erstunterzeich-
nerderMotion, sprichtdemRat
insGewissen:Es sei nicht einzu-
sehen, weshalb die Fremd-
betreuung von Kindern einen
höheren Wert haben soll als
jene zuhause. Die Einführung

eines steuerlichenEigenbetreu-
ungsabzugs könne unbüro-
kratisch umgesetzt werden
«und ist als Wertschätzung zu
verstehen».

Unterstützung gibt es von
SVP-Kantonsrat Oliver Martin
(Leimbach), der namens einer
knappenSVP-Minderheit appel-
lierte, nicht bei den Investitio-
nen«inunsereKinder, dieunse-
reZukunft sind, zu sparen». Sei-
ne Fraktionskollegin Judith
Ricklin (Kreuzlingen)wartetmit
einem Kompromissvorschlag
auf:DerSteuerabzug soll aufdie
ersten drei Lebensjahre eines
Kindes beschränkt werden.
«Das mindert die finanziellen
Auswirkungen.»

Für die EVP reiht sich
Mathias Dietz (Eschlikon) bei
den Befürwortern ein, für die
EDU Marcel Wittwer (Scho-
cherswil).

«Einkünstlicher
Gegensatz»
Alle anderen Fraktionen ertei-
len der Motion eine Absage.

Mehrmals wird appelliert, die
beiden Modelle Fremd- bezie-
hungsweise Eigenbetreuung
nicht gegeneinander auszuspie-
len. «Dieser Gegensatz ist
künstlich und führt in die Irre»,
argumentiert Elina Müller (SP,
Kreuzlingen). AuchEltern,wel-
che die Fremdbetreuung in An-
spruch nähmen, betreuten ihre
Kinder zum grossen Teil selbst.
Das verdeutlichtMichèle Strähl
(FDP,Weinfelden)mit derFest-
stellung, dass ein solcherEigen-
betreuungs-Abzug zu einer
nicht-gewollten Benachteili-
gung führen würde: «Die einen
können die Eigenbetreuung
steuerlichabziehen,dieanderen
nicht.»

Es sei einPrivilegGutsituier-
ter,wenneinElternteil zuhause
bleiben könne, sagt Matthias
Kreier (Grüne, Oberwangen).
Das sollte nicht noch steuerlich
belohntwerden.FürdieGLPsei
die steuerliche Begünstigung
der Eigenbetreuung der falsche
Weg, so Nicole Zeitner (Stett-
furt).

Gsaat isch gsaat

«Es gibt ein Gesetz, das es
verbietet, Herrn Lei die Jacke
zu klauen.»
Auf jeden Fall vorher abklären,
ob die Grösse stimmt, Peter
Dransfeld (Grüne,Ermatingen).

«Schade, dass es keine Stei-
gerungsform von schade
gibt.»
Schädlicher ist es auf jeden Fall
nicht, Mathis Müller (Grüne,
Pfyn).

«Der Biber ist ein hartnäcki-
ger Geselle, wir Interpellan-
ten aber auch.»
NochmalsMathisMüller.

«It’s nice to have. Aber über-
treibt es nicht.»
DieBiber-Philosophie vonBen-
no Schildknecht (Mitte, Hagen-
wil) auf den Punkt gebracht.

«Je intelligenter die Fragen,
desto genialer die Ant-
worten.»
Gute Antwort, Jakob Auer (SP,
Arbon). (ck)

Wohnsitzpflicht
fürGewähltebleibt
Vorstoss Darf eine Gemeinde-
präsidentinoder einGemeinde-
rat künftig in einer anderenGe-
meindewohnen?Mit einerMo-
tion wollten die Kantonsräte
HanspeterHeeb (GLP,Romans-
horn) und Marco Rüegg (GLP,
Gachnang) den Regierungsrat
beauftragen,die gesetzlicheRe-
gelung zur Wohnsitzpflicht der
vomVolkgewähltenAmtsträger
offener zu fassen.ZumBeispiel,
indem es den Gemeinden frei-
gestellt wird, in der Gemeinde-
ordnung Ausnahmen vorzuse-
hen. IndenAugenderMotionä-
re würde dies das Finden
geeigneterPersonen fürdasGe-
meindepräsidium oder in den
Gemeinderat vereinfachen.

Die ablehnendeHaltung im
Kantonsparlament ist augenfäl-
lig: Keine Fraktion stellt sich
hinter das Anliegen der Grünli-
beralen. Stattdessen folgen sie
derAnsicht desRegierungsrats:
«JederStimm-undWahlberech-
tigte ist in die Behörden wähl-
bar. Damit ist die Wohnsitz-
pflicht einedirekteFolgedesur-
demokratischen Grundsatzes,
dass alle Staatsgewalt vomVolk
ausgeht. Entsprechend ist an
dieser Wählbarkeitsvorausset-
zung festzuhalten.»

Mit8 Ja zu 105Neinbei einer
Enthaltungen wird die Motion
nicht erheblich erklärt und gilt
damit als erledigt. (hs)

Ratsjournal
Vorstoss zuWindkraft
zurückgezogen

MiteinerParlamentarischen In-
itiative wollten SVP-Parlamen-
tarier die Zustimmung der be-
troffenen Gemeinden zur Ein-
richtungvonNutzungszonen für
Windenergieanlagengesetzlich
vorschreiben.DerVorstosswur-
de nun aus formellen Gründen
zurückgezogen. «Wir bleiben
aber am Thema dran», versi-
chert Ruedi Zbinden (Buss-
nang). «Das ist nur ein Boxen-
stopp». (red)


